
„Die Befreiung der Arbeiterklasse muss die Tat der Arbeiter selbst sein.“ – Karl Marx 
 

1. Mai: Giff-Ei (raus)geworfen 
Auf der gewerkschaftlichen 1.-Mai-Demonstration war die Regierende Bürgermeisterin Giffey (SPD) als 
Sprecherin eingeladen. Doch ihre Rede ging in Pfeifen, Buhrufen und Sprechchören unter, zwei Eier 
flogen in Richtung Bühne. Sie wollte über Demokratie, faire Arbeitsbedingungen und Bezahlung 
sprechen. Doch dass das nur verlogen sein kann, war Vielen im Publikum bewusst. 
 

Giffey ist seit 5 Monaten im Amt, aber insgesamt ist 
die rot-rot-grüne Koalition seit 2016 an der Macht. 
Und die Arbeitenden – insbesondere im Öffentlichen 
Dienst, für den der Senat ja direkt verantwortlich ist – 
haben allen Grund sauer zu sein. 

Die Situation in den Krankenhäusern 

Die Beschäftigten im Gesundheitswesen sind immer 
wieder vom Senat verarscht worden. Die 
sogenannten „patientenfernen“ Tätigkeiten sind bei 
Charité und Vivantes in Tochtergesellschaften 
ausgelagert um die Löhne zu drücken. Schon im 
Koalitionsvertrag vor 5 Jahren wurde versprochen, 
solches Outsourcing zu unterbinden und die Löhne 
an den TVÖD anzugleichen. Doch Pustekuchen! Die 
Tochtergesellschaften bestehen weiterhin und sie 
bezahlen nach wie vor weit unterhalb des TVÖD. 
Lange Streiks bei der Charité-Tochter CFM und bei 
den Vivantes-Töchtern im Rahmen der Berliner 
Krankenhausbewegung waren notwendig, damit 
überhaupt Tarifverträge abgeschlossen wurden. 
Beim „Labor Berlin“ gab es nicht einmal 
Verhandlungen über einen Tarifvertrag. 

Bei den Vivantes-Töchtern wird bis heute zum Teil 
unterhalb des Berliner Mindestlohns bezahlt. Denn 
obwohl die von der Krankenhausbewegung 
erkämpften Tarifverträge zum Januar 2022 wirksam 
wurden, hapert es mit der Umsetzung: Viele 
Beschäftigte haben immer noch keine Lohnerhöhung 
gesehen! Unter der Rückendeckung des Berliner 
Senats. 

Giffey vertritt die Interessen der Immobilienhaie 

Wie soll man mit solchen Löhnen die seit Jahren 
explodierenden Mieten bezahlen? Deshalb haben 
59,1 % der Berliner:innen im September für den 
Volksentscheid „Deutsche Wohnen und Co. 
enteignen“ gestimmt. Doch Giffey ist das egal. Sie 
hat noch vor der Wahl erklärt, Enteignungen seien 
eine „rote Linie“. Natürlich nicht Enteignungen zum 
Weiterbau der Stadtautobahn A 100. So etwas ist 
normales Tagesgeschäft, es gibt sogar extra eine 
Berliner Enteignungsbehörde. 

Und die Bundesregierung ist auch fix mit einer 
geplanten Gesetzesänderung, um gegebenenfalls 
die Raffinerie in Schwedt enteignen zu können, die 

der russischen Rosneft gehört. Für den 
Wirtschaftskrieg gegen Russland sind Enteignungen 
„zur Sicherung der Energieversorgung“ also in 
Ordnung. Aber was ist mit der Versorgung mit 
bezahlbarem Wohnraum, der genauso gebraucht 
wird wie Energie?! Da geht es um die Enteignung von 
Immobilienkonzernen, die sich auf Kosten der 
Mieter:innen – und durch die Privatisierungspolitik 
der rot-roten Landesregierung Anfang der 2000er 
Jahre – eine goldene Nase verdient haben. Da ist 
Giffey klar dagegen. Und so wurde der 
Volksentscheid an eine „Expertenkommission“ 
verwiesen, die sich letzte Woche zum ersten Mal 
getroffen hat und in Ruhe prüfen soll, ob überhaupt 
und so … Es wird alles getan, um den klaren Willen 
der Mehrheit der Berliner Bevölkerung nicht 
umzusetzen. 

Klassenkampf 

Die Berliner Lehrkräfte – und alle Eltern von 
Schulkindern – haben ihrerseits Grund zur Wut: Alle 
drei Regierungsparteien haben in ihren 
Wahlprogrammen kleinere Klassen versprochen, 
denn auch Lehrer:innen sind so überlastet, dass sie 
guten Unterricht kaum noch gewährleisten können. 
Doch passiert ist nichts, weshalb Lehrkräfte am 7. 
April gestreikt haben. Giffeys Kommentar: Dass „wir 
hier von massiv verkleinerten Klassen sprechen bei 
eigentlich einer Situation, die immer noch 
Lehrermangel heißt, das sehe ich ehrlich gesagt jetzt 
gerade nicht.“ Stattdessen sei „eine Zeit des 
Zusammenrückens“ angesagt, um auch die 
ukrainischen Flüchtlingskinder noch zu beschulen. 
Dabei ist der Mangel an Lehrkräften seit Jahren 
bekannt und genauso hausgemacht wie der Mangel 
an Pflegepersonal: Wenn 100 Milliarden in den 
öffentlichen Dienst gesteckt würden, statt in 
Aufrüstung, könnte schnell Abhilfe geschaffen 
werden. Sinkende Arbeitsbelastung würde hier viele 
neue Arbeitskräfte anziehen. 

Giffey war empört, dass sie nicht angehört wurde und 
den Gewerkschaftsspitzen war es peinlich. Dabei ist 
der eigentliche Skandal, dass sie überhaupt 
eingeladen wurde zum Kampftag der Arbeitenden, 
die in Berlin den Senat von Giffey gegen sich haben. 
Die Sprechchöre und Eier hat sie mehr als verdient! 

   05. Mai 2022 

Betriebsflugblatt der 

bei Charité & CFM 



Von Kolleg:innen für Kolleg:innen... 
 

Wenn Dir das Flugblatt gefällt, gib es doch an Kolleginnen und Kollegen weiter… 

     Wir sind erreichbar unter   -  flugblatt_charite@gmx.net  -   www.sozialismus.click        
V.i.S.d.P.: Florian Sund, Schmarjestr. 17 14169 Berlin 

 

Hand in Hand 
Charité und Vivantes rücken näher zusammen – und setzen 
nun auf einen smarten Austausch medizinischer Behand-
lungsdaten. Für bestimmte Bereiche sollen die Datenban-
ken der gemeinsamen Tochter, dem Labor Berlin, genutzt 
werden. Während des Streiks wollte weder Charité noch Vi-
vantes für das Labor zuständig sein und auf einmal ist es 
wieder „ihre“ Tochter? Vielleicht sollten die Kolleg:innen ihre 
Probleme einfach in die Datenbank eintragen … 

Frech, frecher, Vivantes 
Der Senat hat die Vivantes Geschäftsführung wohl damit 
beauftragt, den Beschäftigten das Leben ordentlich sauer zu 
machen. Die wollten endlich vernünftig bezahlt werden und 
erstreikten in der Krankenhausbewegung einen Tarifvertrag. 
Während jeder einzelne Streiktag sofort vom Lohn abgezo-
gen wurde, warten die Kolleg:innen heute immer noch auf 
die Umsetzung des Tarifvertrages. Kein Cent Lohnerhöhung 
ist bisher bei ihnen angekommen. Vivantes zahlt bei seinen 
Töchtern also noch immer Löhne unterhalb des Berliner 
Mindestlohnes. Dies ist Vertragsbruch, Verstoß gegen das 
Mindestlohngesetz und Missachtung der Beschäftigten. Das 
gleiche Spiel in der Pflege. Denn immer noch hat Vivantes 
nicht die digitalen Voraussetzungen zur Umsetzung des 
Entlastungstarifes geschaffen. Die nun pauschal zuerkann-
ten Freischichten dürften weit unter dem liegen, was an Ent-
lastungspunkten nach den Regeln des Tarifvertrages her-
auskommen wird. 

Noch frecher: Senator:innen von Berlin 
Die für Gesundheit und Finanzen sitzen im Aufsichtsrat von 
Vivantes. Und beaufsichtigen damit auch das Handeln in 
den Töchtern. Sie deckten der Geschäftsführung den Rü-
cken bei deren Versuch, den Streik zu verbieten und diesen 
in die Länge zu ziehen. Und konsequent lehnten die Sena-
tor:innen Gote und Wesener am 27.04.2022 die Annahme 
einer Petition von etwa 850 Kolleg:innen, zur sofortigen 
Umsetzung des ausgehandelten Tarifvertrages, ab. Sie    
wären nicht zuständig, man solle sich an den Arbeitgeber 
wenden. Der Senat ist also nicht zuständig für die Einhal-
tung von Verträgen und Gesetzen in seinen Firmen? Wäh-
rend Giffey schon während des Streiks ganz öffentlich alle 
Hebel in Bewegung setzte, damit die Forderung nach dem 
TVöD in den Berliner Tochterfirmen nicht umgesetzt wird, 
blieben die grünen Senator:innen zwar bescheiden im Hin-
tergrund, schrieben aber fleißig an den Planungen der Koa-
lition mit. Und in denen ist kein Platz für Löhne nach dem 
Tarif des Öffentlichen Dienstes. 

Ooch nicht besser 
Da strahlt die Charité als Vorbild? Ne, nun wirklich nicht. 
Auch an der Charité ist der TV-Entlastung nicht umgesetzt. 
Dort festgeschriebene Dienstvereinbarungen sind noch 
nicht einmal in Verhandlung, nach Tarifvertrag noch zu re-
gelnde Bereiche, wie die Dialyse, noch immer nicht geklärt. 
Und selbst nach mehr als einem Jahr des Tarifvertrages in 
der CFM sind nicht alle Kolleg:innen nach diesem eingrup-
piert und warten auf tarifkonforme Bezahlung. Man munkelt 
von 400 Betroffenen, also knapp 15 % der Belegschaft. So 
sieht es aus bei der Charité, wenn es Chep-Sache ist. 

Wer hat das größte … Plakat  
Obwohl es Vivantes bis jetzt immer noch nicht geschafft hat, 
die Mindestbesetzung durchzusetzen, hat die Geschäftsfüh-
rung schon kräftig Werbung gemacht mit den „tollen, neuen“ 

Arbeitsbedingungen. Da lässt sich die Charité natürlich nicht 
lumpen und mietet ganze Plakatwände in U-Bahnhöfen an: 
Entlastung? Das ist Chep-Sache. Ganz Berlin sollte nun 
wissen, wie toll die Cheps sind. Nicht erwähnt wird aber 
auch hier: sich erst mit Händen und Füßen gegen unseren 
Streik wehren und unsere Forderungen als unerfüllbar ab-
stempeln – und jetzt so tun, als wäre es ihre Idee gewesen.   

Na guck – ein Neuer 
Und dann gleich noch als Geschäftsführer bei der CFM – 
und gleichzeitig als Leiter des Geschäftsbereiches Infra-
struktur und Nachhaltigkeitsmanagement bei der Charité. Er 
sei gespannt auf die neue Aufgabe, meinte der Herr Batt-
Nauerz. Klar doch, gespannt sind wir natürlich auch auf den 
neuen Mann in der Chefetage. Vorher war er seit 2018 am 
Flughafen BER u.a. für die Flugzeugabfertigung verantwort-
lich – ein Träumchen, wenn wir bedenken, dass da erst seit 
31.10.20 welche gestartet sind. Mal schauen, wie er es hier 
so hält mit dem Abheben. Jedenfalls spricht er von  „Auf-
bruch“ (Brechen klingt irgendwie verdächtig …) und „die 
Charité gemeinsam entwickeln“. Die Richtung der Entwick-
lung behalten wir auf jeden Fall im Auge.  

Anneliesen 
Die Charité beteiligt sich an der Nationalen Strategie zur 
Reduzierung der Lebensmittelverschwendung. Löblich, löb-
lich. Zuständig ist wohl eine gewisse Anneliese. Wie? Was? 
Ach nein, mein Fehler – es heißt wohl, wir machen erst mal 
eine Analyse. Dann schaun mer mal, dann sehn mer schon. 
Vielleicht Buffetsystem? Na, auf jeden Fall Abstimmung und 
Prozessoptimierung und alles solche Sachen. Fortsetzung 
folgt. 

Menno – keiner mag den Karl so richtig 
Wat waren alle begeistert – ein richtiger Mediziner als Minis-
ter, bekannt aus Presse, Funk und Fernsehen. Nun aber 
das – Nach einer Umfrage des Ärztenachrichtendienstes 
glaubt nur jeder fünfte Mediziner, dass der SPD-
Gesundheitsminister "durch sein politisches Wirken Maß-
nahmen umsetzen oder einleiten wird, die zu einer Verbes-
serung der Patientenversorgung in Deutschland beitragen 
können". Aber das Schärfste – 54 % halten seinen Vorgän-
ger Jens Spahn für besser. Sachen gibt’s! Wobei, ehrlich 
gesagt, der nassforsche Jens war rein witzetechnisch schon 
das dankbarere Opfer. 

Notruf NRW  
Für die Klinikbeschäftigten in NRW ist es endlich soweit: 
das 100 tägige Ultimatum für eine Mindestbesetzung ist 
ausgelaufen, es starten die ersten Warnstreiks und am 2. 
Mai haben 98 % der Kolleg:innen für einen unbefristeten 
Streik gestimmt. Und wir sehen viele Gemeinsamkeiten mit 
Berlin: wie bei uns sitzen die Klinikchefs die Forderungen 
aus. Wie bei uns nehmen sie die Kolleg:innen nicht ernst. 
Wie bei uns werden Notdienstvereinbarungen ignoriert. 
Aber daher wissen die Kolleg:innen auch, dass ihr Kampf, 
wie in Berlin erfolgreich sein wird – und sie unsere Fehler 
hoffentlich nicht wiederholen müssen.  

Tag der Pflege 
Am 12.5 ist Tag der Pflege – und dies nutzen die Akti-
vist:innen vom „Walk of Care“ und „Bunten Kittel“, um gegen 
die aktuelle Gesundheitspolitik zu protestieren. Los geht’s 
am 12.5, um 15:30 Uhr im Invalidenpark. 


